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Das Jahr neigt sich dem Ende zu und 
mit Dunkelheit und grauem Wetter 
kommt der Wunsch nach ein bisschen 
Gemütlichkeit und netten Nachrichten. 

Aber wie man sich auch dreht und wen-
det, die Weltlage scheint düster und die 
auf die Angriffe der Hamas folgende 
Offensive der israelischen Armee in 
Gaza bestimmt die Nachrichten seit 
mehr als einem Monat. Und es gibt tat-
sächlich viel, worüber geredet werden 
muss. 

Besonders in deutschsprachigen Me-
dien ist seitdem der Vorwurf des Anti-
semitismus weit verbreitet. Gerade 
Palästinenser:innen und Menschen, die 
sich mit ihnen solidarisieren und die 
israelische Politik kritisieren, werden 
mit diesen Vorwürfen konfrontiert. Wir 
versuchen zu entschlüsseln, was ist 
eigentlich antisemitisch und was nicht? 

Um die Lage genauer verstehen zu kön-
nen, ist es wichtig, sich mit der 

Geschichte auseinanderzusetzen: Wie 
kam es in den letzten Jahrzehnten zur 
Vertreibung und Ausgrenzung der Paläs-
tinenser:innen? 
Und es gibt auch Gutes zu berichten: 
Das ist die Welle der weltweiten Solida-
rität mit den Palästinenser:innen. Jedes 
Wochenende gehen Hunderttausende 
auf die Straßen und lassen sich von 
Demonstrationsverboten und Krimina-
lisierung nicht verunsichern! 

Währenddessen – und in Kombination 
mit der Stimmungsmache gegen 
„Araber“ und „Ausländer“ – versucht die 
deutsche Bundesregierung einigerma-
ßen unbemerkt die Asylgesetze zu ver-
ändern, aber wir werden ihnen nicht 
den Gefallen tun und wegschauen! 

Denn das ist es, was wir tun können, 
unsere Augen öffnen und laut sein! Ob 
Bomben auf Gaza oder Femizide, ob ras-
sistische Asylgesetze, Klimawandel oder 
auch nur der kleinste Arbeitskampf im 
Betrieb. Wir schauen hin! 
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Weltweit auf den Straßen 
Beginnt man mit einem weiteren Blick, 
so sind die seit einem Monat stattfin-
denden Demonstrationen weltweit nicht 
zu übersehen. Von Südafrika bis Seattle, 
in Berlin, London und Paris, von Bagh-
dad bis Tunis gehen die Menschen in 
Solidarität mit Gaza auf die Straßen. Na-
türlich lassen sich diese Proteste nicht 
über einen Kamm scheren und hier soll 
es vor allem um die Proteste gehen, bei 
denen sich antizionistische Jüd:innen 
solidarisieren. Besonders eindrücklich 
waren hier Aktionen in Washington und 
New York, wo Aktivist:innen mit den 
Slogans „Not in Our Name“ („Nicht in 
Unserem Namen“) Regierungsgebäude 
und Bahnhöfe besetzten. Sie lassen sich 
nicht instrumentalisieren von der Stim-
mung westlicher Medien und Regierun-
gen, alle Demonstrationen, die sich auf 
die Seite der Palästinenser:innen stellen, 
seien „pro-Hamas“ und „antisemitisch“. 
Und genau diese Stimmen sind im Mo-
ment so wichtig.  

Doch was passiert in Israel selber? 
Das Land war schon vor den Angriffen 
am 7. Oktober politisch zerrüttet. 

Monatelang fanden bis zu diesem Tag 
wöchentliche Demonstrationen gegen 
die rechtsradikale Regierungskoalition 
um Ministerpräident Netanjahu und 
deren Justizreform statt, auch wenn sie 
nach dem Sommer immer kleiner wur-
den und nie die Lage der Palästinen-
ser:innen zum Thema hatten. Netanjahu 
steht (mal wieder) auf wackligen Beinen. 
Knapp eine Woche nach dem 7. Oktober 
bildete er eine Einheitsregierung, die die 
bestehende mit den Oppositionsparteien 
verband – so ist man im „Kriegszustand“ 
auch „handlungsfähiger“. Doch trotz 

dieser Maßnahmen und der Betonung 
auf die „Bedrohung von außen“ – Netan-
jahus Umfragewerte rauschen weiter in 
den Keller, obwohl sicherlich eine Hoff-
nung der Regierung war, durch den 
Kriegszustand in politisch für sie stabile-
re Verhältnisse zu kommen. Die sinken-
den Werte allein sind übrigens kein 
Grund zur Freude, denn das gemeinsame 
Ziel, die „Hamas zerstören zu wollen“ 
und damit auch Gaza dem Erdboden 
gleich zu machen und die damit einher-
gehenden Kriegsverbrechen der israeli-
schen Armee, wird nun auch von den 
Oppositionsparteien unterstützt. Auch 
wenn Netanjahu sein Amt in der nächs-
ten Zeit abgeben müsste, den Menschen 
wäre nicht geholfen. Der frühere Vertei-
digungsminister und jetzt einer der drei 
Köpfe des Kriegskabinetts, Benny Gantz, 
sagte, dass eine Zeit für Demonstratio-
nen, Diskussionen und Ermittlungen 
kommen werde, jetzt aber sei Zeit zu 

kämpfen und zu siegen. Damit bezieht er 
sich direkt auf das Verbot von Demonst-
rationen gegen die Operationen des isra-
elischen Militärs. Doch dennoch gibt es 
einige Stimmen von Menschen, die sich 
den Protest nicht verbieten lassen wol-
len. Angehörige von Geiseln protestier-
ten vor Netanjahus Haus für die Umset-
zung der Hamas-Forderung „All for all“ – 
„Alle für alle“, bei denen Palästinen-
ser:innen in Gewahrsam gegen die Gei-
seln in Gaza ausgetauscht werden sollen. 
Auch sie fordern einen Waffenstillstand 
zum Schutz der Geiseln. 

Israelische Linke versammelten sich 
Anfang November vor dem Verteidi-
gungsministerium, um sich gegen die 
israelische Aggression zu stellen. 

Die Repression jedoch ist hart. Es gibt 
zahlreiche Vorladungen und Verhaftun-
gen, zuletzt am 9. November: Vier arabi-
sche Israelis, ehemalige Mitglieder der 
Knesset (Parlament), wurden festgenom-
men. Sie hatten eine Protestaktion in 
Nazareth, einer Stadt mit überwiegend 
arabischer Bevölkerung, geplant. Nach 
ihrer Verhaftung jedoch versammelten 
sich Menschen vor der Polizeistation, 
um gegen dieses Vorgehen zu demonst-
rieren. Und das ist der Lichtblick in 
dieser ungerechten und grauenhaften 
Situation: hier treffen sie sich. Zumin-
dest hier, vor der Polizeistation in Tel 
Aviv, stehen arabische und jüdische Isra-
elis Seite an Seite. 

Maria Brücke, Berlin 

Nicht in unserem Namen! 

>> Sie lassen sich nicht instrumentalisieren von der 
Stimmung westlicher Medien und Regierungen, alle 

Demonstrationen, die sich auf die Seite der 
Palästinenser:innen stellen, seien „pro-Hamas“ und 

„antisemitisch“. << 

 

D er Schock der Angriffe des 7. Oktober und der darauffolgende „Krieg gegen die Hamas“ der 
israelischen Armee in Gaza lösten Proteste und Solidaritätskundgebungen auf der ganzen Welt 
aus. In Israel beginnen die Menschen, wenn auch vorsichtig, auf die Straßen zu gehen. Auch 
innenpolitisch bewegt sich seit dem 7. Oktober eine ganze Menge. Hier eine kleine 
Bestandsaufnahme:  
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Die Herrschenden in Deutschland und 
Österreich verwenden den Vorwurf des 
Antisemitismus als Waffe, um Kriti-
ker:innen einzuschüchtern. Selbst der 
Generalsekretär der UNO musste sich 
vor wenigen Wochen in der rechten Zei-
tung „Die Welt“ als Antisemit bezeich-
nen lassen, als er nach klarer Kritik an 
der Hamas davon sprach, dass deren 
Überfall am 7. Oktober „nicht im luftlee-
ren Raum“ und nach „56 Jahren erdrü-
ckender Besatzung“ stattgefunden habe. 
Die Kritik an der UNO durch die rechts-
extreme israelische Regierung fiel ähn-
lich aus. Tatsächlich werden im Moment 
in einem bisher ungeahnten Maße 
Demonstrationen verboten oder mit 
Auflagen überzogen (in Düsseldorf muss-
ten z. B. am 4. November Plakate über-
klebt werden, die „Stoppt den Massen-
mord in Palästina“ enthielten). Der – 
tatsächlich unklare aber bisher nicht 
gesetzlich verbotene – Satz „From the 
river to the sea, Palestine will be free“ 

wird kriminalisiert, und teilweise wird 
an Schulen sogar das Tragen des „Pali-
Tuchs“ verboten. Das heißt, die palästi-
nensische Identität an sich soll jetzt 
schon antisemitisch sein? Das ist nichts 
anderes als antipalästinensischer Rassis-
mus, der als „Kampf gegen Antisemitis-
mus“ verkleidet wird. 

Überall auf der Welt gibt es Jüd:innen, 
die Israels aktuelle Politik aber auch die 
jahrzehntelange Besatzung kritisieren 
(siehe den Artikel auf der linken Seite). 
Diese Proteste sind ganz sicher nicht 
antisemitisch, doch genau dies wird 
ihnen vorgeworfen. 

Gerne sprechen Politiker:innen jetzt 
über den „importierten Antisemitismus“. 
Und das in Deutschland, acht Jahrzehn-
te nach dem Holocaust an den europäi-
schen Jüd:innen und vier Jahre nach 
dem antisemitischen Attentat in Halle. 
Doch nun werden plötzlich Migrant:in-
nen für jeglichen Antisemitismus ver-

antwortlich gemacht und Deutschland 
stellt sich als Moralapostel dar. 

Und doch gibt es selbstverständlich 
wirklichen Antisemitismus und auch 
tatsächlich antisemitische Kritik am 
israelischen Staat. Es ist die Aufgabe von 
Revolutionär:innen, diesem schonungs-
los zu begegnen. Zu diskutieren und zu 
überzeugen, wo es geht, aber auch z. B. 
Demonstrationen vor Antisemit:innen 
zu schützen. Der Vorwurf „die Juden“/
Israel würden jetzt mit den Palästinen-
sern machen, „was die Nazis mit ihnen 
gemacht haben“, ist gerade in Deutsch-
land und Österreich eine Verharmlosung 
der Verbrechen der Nazifaschist:innen. 
Ob es Unwissenheit oder Vorsatz ist, 
wenn dies gesagt wird, müssen wir im 
Gespräch herausfinden. 

Jüdische Menschen sind an sich so we-
nig für die Politik Israels verantwortlich 
wie Katholiken für den Papst oder türki-
sche Arbeiter:innen für Erdogans Krieg 
gegen Kurd:innen. Angriffe und Beleidi-
gungen gegen Menschen, die eine Kippa 
oder andere jüdische Symbole tragen, 
sind antisemitisch. Der Vorwurf, hinter 
dem US-Imperialismus oder der Corona-
Politik steckten „reiche Juden“ ist antise-
mitisch. 

Revolutionäre Kommunist:innen treten 
dem wirklichen Antisemitismus entge-
gen, wo immer er auftritt. Unsere Verant-
wortung, nicht nur in Deutschland und 
Österreich, ist es gegen jede Form von 
Unterdrückung und Barbarei zu protes-
tieren. Das heißt aber konkret einzutre-
ten für ein Ende des israelischen Kriegs 
in Gaza und für das Recht auf Selbstbe-
stimmung der Palästinenser:innen, aber 
auch der jüdischen und aller anderer 
Menschen im Nahen Osten! 

Jakob Erpel, Düsseldorf  
und Florian Weissel, Wien 

Antisemitismus und antipalästinensischer Rassismus 

 

N icht erst seit dem 7. Oktober müssen sich Kritiker:innen der israelischen Politik regelmäßig 
als „Antisemiten“ beschimpfen lassen. So absurd und konstruiert dieser Vorwurf auch oft ist, 
so klagen gleichzeitig viele jüdische Menschen in Europa über einen tatsächlich wachsenden 
Antisemitismus, Beleidigungen und auch tätliche Angriffe. Wie sollen Revolutionär:innen 
damit umgehen? 

DOSSIER • ISRAEL-PALÄSTINA 

„Jews say ceasefire now“ - Besetzung des Bahnhofs Grand Central Station in New York 
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Die Region des Nahen Ostens, wie wir 
sie heute kennen, ist das Ergebnis impe-
rialistischer Politik der Großmächte. 
Nach dem 1. und 2. Weltkrieg zogen sie 
die Landesgrenzen mit dem festen Ziel, 
diese ölreiche Region zu kontrollieren. 
Die Aufteilung der arabischen Bevölke-
rung folgte dem Prinzip „teile und herr-
sche“. 

Vor der Staatsgründung Israels war Pa-
lästina britisches Mandatsgebiet. Die 
Mehrheit der Bevölkerung war arabisch. 
Bis in die 1930er Jahre siedelten sich 
mehr und mehr Jüd:innen durch Land-
kauf mit Hilfe jüdischer Organisationen 

an. Sie entwickelten eine parallele Wirt-
schaft getrennt von der arabischen 
Welt. De facto war diese Besiedlung von 
Anfang an ein kolonialistisches Vorge-
hen. Die ersten bewaffneten Kämpfe 
von jüdischer und palästinensischer 
Seite gab es in den 20er Jahren bis zum 
großen palästinensischen Aufstand 
1936 … 

Die gewaltvolle Schaffung des 
Staates Israel 
Nach dem 2. Weltkrieg sahen die impe-
rialistischen Mächte, allen voran die 
neue Weltmacht USA, die Gelegenheit, 
einen Staat zu schaffen, der als Wach-

hund in der ölreichen Region dienen 
könnte. Das Selbstbestimmungsrecht 
der Palästinenser:innen wurde mit Fü-
ßen getreten. Die UNO, die von den 
Großmächten gesteuert wird, entschied 
1947 über die Aufteilung des histori-
schen Gebietes Palästina völlig auf Kos-
ten der arabischen Mehrheit. Die 
Schaffung eines explizit jüdischen Staa-
tes bedeutete, dass dort die Juden im-
mer die Mehrheit behalten sollten und 
Nicht-Juden Staatsbürger zweiter Klas-
se wären. Der bis heute andauernde 
Prozess der Vertreibung begann also 
direkt bei der Staatsgründung Israels 
1948. Die dabei verübten Massaker isra-
elischer Einheiten werden geheim ge-
halten. Dass die arabischen Nachbar-
staaten auf die Staatsgründung mit 
Krieg antworteten, ist nicht der Anfang 
der gewaltvollen Geschichte. Am Ende 
dieses ersten Krieges waren 750.000 
Palästinenser:innen aus ihrer Heimat 
vertrieben, viele in den Gazastreifen 
oder in Nachbarländer ohne das Recht 
auf Rückkehr. Der jüdische Staat hat 
sein Territorium ausgeweitet und wur-
de noch größer als im Teilungsplan vor-
gesehen. 

In einer Militäroperation gegen Ägypten 
besetzte Israel 1956 zusammen mit den 
früheren Kolonialmächten Frankreich 
und Großbritannien das erste Mal den 
palästinensischen Gazastreifen und die 
ägyptische Sinai-Halbinsel. Im 6-Tage-
Krieg 1967 besetzte Israel dauerhaft den 
Gazastreifen sowie das Westjordanland 
(Westbank). Das bedeutet seitdem volle 
Kontrolle über palästinensisches Land, 
Wasser, landwirtschaftliche Flächen, 
die wirtschaftliche Entwicklung, die 
Mobilität der Menschen und den 
Warenverkehr bis hin zu den Finanzen. 
Nach 1967 ging die Politik der Ent-
eignungen palästinensischen Landes 
weiter. 

A lle sprechen von einem Krieg Israels gegen die Hamas, als ob sich zwei gleiche Kräfte in einem Krieg 
gegenüberstünden, in dem Israel um sein Existenzrecht kämpft. Die Realität ist jedoch weit davon 
entfernt. Dieser Krieg ist vor allem einer gegen die palästinensische Bevölkerung. Alles hat eine 
Vorgeschichte ... 

DOSSIER • ISRAEL-PALÄSTINA 

Wessen Land?  
Eine kurze Geschichte Palästinas und Israels 
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Leben in einem Apartheitsstaat: … 
und morgen wird alles schlimmer 
Besatzung und Kontrolle bedeuten auch 
Kontrolle der palästinensischen Arbeits-
kräfte. Arbeitsvisa für Israel und Ein-
reiserechte sind seit Jahrzehnten völlig 
von der Politik Israels abhängig. Sie wer-
den und wurden willkürlich gewährt 
und wieder entzogen. 

Das verschlimmerte sich alles mit der 
israelischen Politik der Abriegelungen 
ab den 90er Jahren bis hin zur Blockade 
des Gazastreifens vor 16 Jahren. Die bis 
zu 6 Meter hohen Mauern und militä-
risch gesicherten Zaunanlagen um den 
Gazastreifen und das Westjordanland 
sowie die vielen Checkpoints des israeli-
schen Militärs sind das sichtbarste Zei-
chen. Der israelische Staat hat über die 
Jahre ein System der totalen Überwa-
chung der Bewegungsfreiheit von Paläs-
tinenser:innen aufgebaut, das sowohl 
die palästinensischen Gebiete voneinan-
der trennt, als auch die Zonen innerhalb 
des Westjordanlands und zudem ist das 
alles getrennt von der israelischen Ge-
sellschaft. Innerhalb Israels leben die 
Palästinenser:innen als Menschen zwei-
ter Klasse. Die Nichtregierungsorganisa-
tion Human Rights Watch spricht schon 
seit Jahren von Apartheit. 

Der Bau israelischer Siedlungen 
als Vertreibung 
In einigen Zonen des Westjordanlands 
hat die palästinensische Autonomie-
behörde formal das Sagen. Aber diese 
„Autonomie“ steht nur auf dem Papier. 
Der Bau israelischer Siedlungen im 
Westjordanland ist Teil der Politik der 
Vertreibung der Palästinenser:innen von 
ihrem Land. Zwar hat Israel die Siedlun-

gen in Gaza 2005 geräumt. Aber dafür 
wurde der Bau der Siedlungen im West-
jordanland vorangetrieben. 700.000 
Siedler:innen leben dort heute beschützt 
vom israelischen Militär. Radikale Sied-
ler:innen können es sich erlauben, unter 
den Augen israelischer Soldat:innen 
palästinensische Familien zu terrorisie-
ren. Diese Siedlungen werden vom In-
ternationalen Gerichtshof und der UNO 
als völkerrechtlich illegal eingestuft. 

Und so leben die Palästinenser:innen 
seit Jahrzehnten wie Gefangene unter 
ständiger Gewalt des israelischen Mili-
tärs oder gewalttätiger Siedler:innen, 
oder, wie in Gaza, unter totaler Blockade. 
Die israelische Politik hat nahezu ein 
ganzes Volk auf Dritte-Welt-Niveau her-
abgedrückt und zu Sozialhilfe-
empfänger:innen gemacht. 

Intifada, Proteste, Streiks, 
Raketen … 
Natürlich rufen solche Umstände 
Widerstand hervor. Die 1. Intifada ab 
1987 war ein echter Massenaufstand der 
Bevölkerung. Es bildeten sich in den 
palästinensischen Gebieten Organisa-
tionen und Hilfskomitees. Die Proteste 
waren getragen von Frauen und Män-
nern jeden Alters, die gleiche Rechte 
und die Schaffung eines palästinensi-
schen Staates verlangten. Mit Steinen 
und Streiks kämpften sie gegen Panzer 
und Gewehre der israelischen Soldat:in-
nen, die Hunderte von ihnen töteten, 
Zehntausende verletzten und 600.000 
willkürlich verhafteten. Die 2. Intifada 
ab 2000 führte zum Erstarken der 
islamistischen Hamas und ging einher 
mit Entführungen, Raketenbeschuss aus 
Gaza und furchtbaren Selbstmord-
anschlägen in Israel. Die islamistischen 
Terrorgruppen hatten den Palästinen-
ser:innen, die für ihre Rechte kämpfen 
wollten, nichts als Hass auf alle Juden 
und ein Versprechen auf das Paradies 
im Jenseits zu bieten. Was für eine 
schreckliche Sackgasse. Aber jede militä-
rische Bestrafung der Palästinenser:in-
nen durch Israel, gab der Hamas Legiti-

mität. Und jeder Anschlag der Hamas 
stärkt rassistische autoritäre Kräfte in 
Israel. Seit der Kontrolle von Gaza durch 
die Hamas sind die Palästinenser:innen 
einer doppelten Diktatur unterworfen: 
einer durch die autoritäre islamistische 
Hamas und einer durch den Staat Israel. 

Aber selbst große unbewaffnete Proteste 
wie der „Great March of Return“ 
2018/2019 in Gaza entlang der Grenz-
anlagen oder die Proteste und Streiks 
2021 beantwortete die überlegene israe-
lische Armee mit gewalttätiger kollekti-
ver Bestrafung. Im Mai 2021 hatte der 
„Streik für Würde“ eine ganz andere Per-
spektive aufgezeigt: Dieser eintägige 
Generalstreik, der nach einem israeli-
schen Angriff auf Gaza mit über 200 
Toten und inmitten einer Welle anti-
palästinensischer Übergriffe in Jerusa-

lem ausgerufen wurde, wurde zum ers-
ten Mal sowohl in Gaza als auch im 
Westjordanland, von Flüchtlingen aus 
den Nachbarländern und von arabi-
schen Arbeiter:innen in Israel befolgt. 
Diese Einheit im Streik eröffnete eine 
völlig neue Perspektive. 

Doch das Leben in Gaza bedeutet eben 
auch ständige Bombardierungen von 
israelischer Seite: 2006, 2008/2009, 
2012, 2014, 2021 und 2023 

Die Palästinenser:innen sind nicht al-
lein. Sie haben Verbündete in der Bevöl-
kerung der imperialistischen Länder 
aber auch und vor allem in den Arbei-
ter:innenklassen Ägyptens, Algeriens, 
des Libanon, Irak und anderer Länder, 
mit denen sie eine gemeinsame Ge-
schichte und die Erfahrung der Unter-
drückung durch die Großmächte teilen. 
Und nicht zuletzt kann die Bevölkerung 
Israels zu Verbündeten werden, falls sie 
sich gegen den israelischen Staat stellt, 
der für sie keine andere Zukunft als per-
manenten Kriegszustand und Autorita-
rismus zu bieten hat. 

Sabine Müller, Berlin 

>> Und so leben die Palästinenser:innen seit 
Jahrzehnten wie Gefangene unter ständiger Gewalt 

des israelischen Militärs oder gewalttätiger 
Siedler:innen, oder, wie in Gaza, unter totaler 

Blockade. << 

Ein Bild des Künst-

lers Banksy an der 

Grenzmauer zum 

Westjordanland 
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Und so durfte das Golfemirat Katar mit 
Wissen und Billigung der israelischen 
Regierung seit Jahren jeden Monat 30 
Millionen Dollar an die Hamas in Gaza 
zahlen2 – um einen Regierungsapparat 
in diesem Küstenstreifen aufrecht zu 
erhalten, der vor allem auch die eigene 
Bevölkerung kontrolliert und unter-
drückt hat. 

Hamas und Netanjahu stützen 
sich gegenseitig 
Damit setzt sich eine lange Tradition der 
israelischen Politik fort, die schon in den 
1980er Jahren den Aufbau der islamisti-
schen Hamas als Konkurrenz zum dama-
ligen Palästinenserführer Arafat unter-
stützt hat. Und gegenüber kritischen 
Stimmen aus dem Ausland macht es 
sich immer gut, auf die Bösewichter der 
Hamas verweisen zu können. So muss 
man sich nicht dafür rechtfertigen, dass 
der israelische Staat nicht nur keinen 
„Friedensprozess“ voranbringt, sondern 
ihn durch die massive Siedlungspolitik 
komplett unmöglich macht. 

Die Hamas ihrerseits konnte von dem 
Geld aus Katar gut leben – im Gegensatz 
zum Elend der palästinensischen Bevöl-
kerung in Gaza. Warum dann das Massa-
ker vom 7. Oktober, bei dem auch der 
Hamas klar sein musste, dass es massive 

Repressalien Israels nach sich ziehen 
würde? 

Eine Erklärung liegt in den internationa-
len Beziehungen im Nahen Osten. Die 
USA als führende imperialistische 
Macht streben nach mehr Stabilität in 
dieser Region, die wegen ihres Erdöl-
reichtums immer noch entscheidende 
strategische Bedeutung hat. Deshalb 
haben die USA Annäherungen zwischen 
Israel und den arabischen Staaten auf 
den Weg gebracht. 2020 kamen die Abra-
ham-Verträge zustande, mit denen die 
Vereinigten Arabischen Emirate und 
Bahrain, später auch Marokko und der 
Sudan, erstmals Israel als Staat aner-
kannten. Nun sollte ein wirkliches 
Schwergewicht folgen, Saudi-Arabien, 
neben Israel der wichtigste Verbündete 
der USA in der Region. Bei all diesen 
Annäherungen spielte die Frage der Pa-
lästinenser:innen und ihrer Unterdrü-
ckung keine Rolle. 

Friedhofsruhe in Nahost? 
So konnte der Nationale Sicherheitsbe-
rater der USA am 29. September dieses 
Jahres behaupten: „Der Nahe Osten ist 
heute so ruhig wie seit 20 Jahren nicht 
mehr.“ Zynisch angesichts der Tatsache, 
dass dieses Jahr bis August schon 220 
Palästinenser:innen im Westjordanland 

von der israelischen 
Armee oder radika-
len Siedlern getötet 
wurden.3 Die Ha-
mas-Attacke vom 7. 
Oktober hat diese 
Träume eines „ruhi-
gen Nahen Ostens“, 
in dem Palästinen-
ser:innen einfach 
vergessen werden, 
durchkreuzt. 
 
 
 

Für die Hamas war dies auch deshalb 
notwendig, um zu versuchen sich 
„innenpolitisch“ gegenüber der eigenen 
Bevölkerung wieder zu profilieren, da 
ihre Herrschaft über den Gazastreifen 
noch im Sommer durch Straßenproteste 
in Frage gestellt wurde. 

Ohne Rücksicht auf die vorhersehbaren 
Opfer unter der palästinensischen Zivil-
bevölkerung hat die Hamas die Paläs-
tina-Frage wieder in den Vordergrund 
internationaler Politik gebracht. Viel-
leicht haben sie gehofft, von der mit dem 
Iran verbündeten Hisbollah im Libanon 
noch weitere Unterstützung zu bekom-
men, was das Eskalationspotenzial des 
Pulverfasses Nahost zeigt. Doch die His-
bollah hält sich bislang eher zurück und 
will das Schicksal der Hamas wohl nicht 
teilen, nachdem auch die USA mit zwei 
Flugzeugträgern in der Region aufmar-
schiert sind. 

Was klar ist: Die Perspektiven der 
Hamas sind die einer reaktionären bür-
gerlichen Regierungspartei, die verzwei-
felt Verhandlungsmasse brauchte, um 
nicht im Spiel der Großmächte verges-
sen zu werden. Das steht in völligem 
Gegensatz zur Perspektive einer wirkli-
chen Befreiung der Palästinenser:innen, 
die nur aus einem Bündnis aller Unter-
drückten und Ausgebeuteten der Region 
entstehen kann, gegen die bürgerlichen 
autokratischen Regime in der arabi-
schen Welt und gegen die rechtsradikale 
zionistische Regierung Israels. 

Richard Lux, Berlin 

Fußnoten: 
1 haaretz.com/israel-news/2023-10-09/ty-
article/.premium/another-concept-implodes-israel
-cant-be-managed-by-a-criminal-
defendant/0000018b-1382-d2fc-a59f-
d39b5dbf0000 

2 spiegel.de/ausland/krieg-im-nahen-osten-was-
treibt-der-hamas-terrorchef-ausgerechnet-in-katar
-a-cbda1306-cc32-4024-a905-90a569a31722 

3 monde-diplomatique.de/artikel/!5954879  

Die internationale Rolle der Hamas 

W er die Gründung eines palästinensischen Staates vereiteln will, muss die Stärkung der 
Hamas und Geldtransfers an die Hamas unterstützen. […] Das ist Teil unserer Strategie – die 
Palästinenser in Gaza von den Palästinensern im Westjordanland zu isolieren.“ Das sagte 
der israelische Regierungschef Netanjahu im März 2019.1 

Demonstration in Berlin, 4. 11. 2023 

DOSSIER • ISRAEL-PALÄSTINA 
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Breaking the Silence –  
Israelische Soldaten berichten von ihrem Einsatz in den besetzten Gebieten 
Die israelische Organisation Shovrim Shtika sammelt seit 2004 Augenzeugenberichte von Soldat:innen 
über ihre Einsätze im Westjordanland und Gaza. Unter breakingthesilence.org.il findet sich aktuelles 
Material auf Englisch. Doch die Berichte über das Jahrzehnt 2000-2010 sind auch auf Deutsch ver-
öffentlicht worden (Econ-Verlag, 2012, 410 S.). 
Eine Fülle von Material, das bezeugt, wie die israelische Besatzungsarmee regelmäßig Palästinen-
ser:innen schikaniert, demütigt und wie wenig wert palästinensische Leben in den Augen vieler Sol-
dat:innen sind.  

Auf der Suche nach Rettung (arte Doku) 
Die Folge zwei (Teile 3/6 und 4/6) der Doku „Die USA und der Holocaust“ ist den Jahren 1938-
1942 gewidmet und stellt dar, wie die Einwanderungsbestimmungen der USA den Flüchtlin-
gen aus Europa den Zugang verweigerten. Nach den Novemberpogromen 1938 wird immer 
klarer, dass in Deutschland ein Völkermord an den Jüd:innen droht. Roosevelt bleibt aber 
starr: Eine Lockerung der Flüchtlingspolitik der USA kommt nicht in Frage. Nach dem Kriegs-

eintritt der USA Ende 1941 wird „aus Angst vor ausländischen Agenten“ diese Politik verschärft. Während jüdische Organisatio-
nen Unterkünfte in Europa organisieren, bleibt die Politik der USA ihrem imperialistischen Interesse treu.  

REZENSIONEN • ISRAEL-PALÄSTINA 
Arthur Koestler: Diebe in der Nacht (Europa Verlag, 368 S., erschienen 1946) 
Dieser Roman erzählt die Anstrengungen einer Gruppe jüdischer Siedler in Palästina zehn Jahre vor der 
Schaffung des israelischen Staates. Am Vorabend des zweiten Weltkriegs leiden alle unter den Traumata 
der Verfolgung, die sie in Europa vor kurzem erlebt haben. Daraus folgen „ungesunde Extreme, zu der 
semitische Intensität gekreuzt mit linkem Radikalismus so sehr neigt“. 
Ein Stück Land in Galiläa zu erobern bedeutet den Krieg gegen die heimische arabische Bevölkerung.  
Unter dem Druck der Schwierigkeiten und der ständigen Gewalt werden sich bald einige nach rechts radi-
kalisieren ... 

Ilan Pappe: Die ethnische Säuberung Palästinas (Zweitausendeins, 2007, 413 S.) 
1947 beschlossen die UN einen Teilungsplan für Palästina, der sehr unvorteilhaft war für die Palästinen-
ser:innen. Doch das im Mai 1948 gegründete Israel ist noch deutlich größer und Hunderttausende Palästi-
nenser:innen wurden von dort vertrieben. In offizieller israelischer Darstellung infolge von Kriegs-
handlungen, die Israel von den arabischen Nachbarländern aufgezwungen wurden. 
Pappe, als Sohn deutscher Jüd:innen in Israel geboren, widerlegt dies eindrücklich und zeigt auf, wie die 
Kriegserklärung arabischer Staaten der zionistischen Führung sehr gelegen kam, um die schon vorher 
geplante Vertreibung von Palästinenser:innen vorzunehmen.  

Waltz with Bashir (Film von Ari Folman, 2008) 
Ein ehemaliger Soldat der israelischen Armee (IDF), wird von Alpträumen geplagt. Ein Freund, Ari, bringt 
ihn auf die Idee, dass die Alpträume mit ihrem Einsatz während des ersten Krieges Israels gegen den Liba-
non 1982 zusammen hängen könnten. Ari, der selbst jede Erinnerung an den Einsatz verloren hat, ver-
sucht die Dinge aufzuklären und sich seiner Schuld zu stellen. Dieser animierte Dokumentarfilm beruht 
auf wahren Ereignissen und realen Interviews über den Krieg und das Massaker an Palästinenser:innen, 
das christliche Falangisten in den Lagern Sabra und Schatila verübt haben. 

Yasmina Khadra: Die Attentäterin (Roman, dtv, 2005, 270 S.) 
Ein berühmter arabisch-israelischer Chirurg in Tel Aviv muss begreifen, dass sich seine Frau in einem 
vollbesetzten Restaurant in die Luft gesprengt hat. Er, der mit ihr ein glückliches und erfülltes Leben 
hatte, hat nichts geahnt. Er macht sich auf die Suche, um zu verstehen. Seine Suche führt ihn nach Beth-
lehem und nach Dschenin im Westjordanland, wo er damit konfrontiert wird, warum junge Männer mit 
der Waffe in der Hand sterben wollen, sich Kinder auf Panzer stürzen, warum die Friedhöfe überquellen 
und … sich seine palästinensische Frau als Selbstmordattentäterin selbst und 17 weitere Menschen getö-
tet hat. 
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AUS DEN BETRIEBEN  

So ruft die Dienstleistungsgewerkschaft 
ver.di ab dem 10. November wieder ver-
stärkt zu Warnstreiks im Groß- und 
Einzelhandel auf. Zuvor hatten die Un-
ternehmensverbände alle Verhandlun-
gen abgebrochen, die schon 6 Monate 
andauerten. Insgesamt gibt es rund 5 
Millionen Beschäftigte im Handel. Viele 
von ihnen weiblich und in Teilzeit, viele 
werden auch gar nicht nach Tarif be-
zahlt. Ver.di fordert unter anderem 2,50 
Euro mehr pro Stunde, die Handelskon-
zerne haben bisher gerade mal 92 Cent 
angeboten! Die Streiks machen sich 
bemerkbar, in Berlin z. B. bleiben immer 
mal wieder Supermarktregale leer. Am 
10. November kamen rund 1.000 Be-
schäftigte zu einer Streikkundgebung 
am Berliner Wittenbergplatz – neben 
dem Prestigekaufhaus KaDeWe. 

Bei der Bahn, wo im Frühjahr Streiks 
der Eisenbahn- und Verkehrsgewerk-
schaft (EVG) für viel Aufmerksamkeit 
gesorgt hatten (wir berichteten in 

Aurora Nr. 35 und Nr. 36), ist es jetzt die 
Gewerkschaft des Fahrpersonals GDL, 
die Tarifverhandlungen führt. Deren 
Chef Weselsky hat Streiks angedroht. In 
den Vordergrund stellte er die Forde-
rung nach Arbeitszeitverkürzung auf 35 
Stunden bei vollem Lohnausgleich. 
Denn seit Jahren ist bei Lokfüh-
rer:innen die Arbeitsbelastung im 
Schichtdienst ein Topthema. Doch gera-
de eine Arbeitszeitverkürzung lehnt die 
DB kategorisch ab. Wenn es der GDL 
ernst ist mit der Umsetzung ihrer 

Forderungen, werden also größere 
Streiks notwendig. 

Auch im Öffentlichen Dienst laufen 
wieder Verhandlungen – dieses Mal für 
die Landesbeschäftigten. Direkt be-
troffen sind bundesweit 1,1 Mio. Be-
schäftigte, aber auch 1,4 Mio. Beam-
t:innen hängen indirekt an diesem Ta-
rifvertrag (TV-L). Ver.di ist mit derselben 
Forderung gestartet wie für den Rest des 
Öffentlichen Dienstes (TVÖD, siehe 
Aurora Nr. 33 und Nr. 34): 10,5 % aber 
mindestens 500 Euro mehr. Dabei hat-
ten örtliche Gewerkschaftsgruppen 
deutlich mehr gefordert. Kleine Warn-
streiks gab es schon, etwas größere sind 
Anfang Dezember geplant. 

All diese Auseinandersetzungen gehö-
ren zusammen – es geht nach wie vor 
um die Frage, wer für Inflation und 
Wirtschaftskrise (die deutsche Wirt-
schaftsleistung ist in diesem Herbst im 
Vergleich zum Vorjahr um 0,8 % gesun-
ken) zahlt: Die abhängig Beschäftigten 
oder das Großkapital? Für die Bundesre-
gierung ist klar, wie die Antwort ausse-
hen soll – Konzerne mit Milliardenge-
schenken entlasten und gleichzeitig auf 
die Schuldenbremse pochen, um bei 
Löhnen und Sozialausgaben maximal 
zu sparen. 

So wurde gerade ein „Industriestrom-
preis“ beschlossen. Auf Kosten der 
Steuerzahler:innen wird allen Produk-
tionsbetrieben ein Strompreis von 6-8 ct 
pro kWh gesichert. Die Privathaushalte 
in Deutschland zahlen laut Statis-
tischem Bundesamt dagegen durch-
schnittlich 42 ct! Insgesamt 12 Mrd. 
Euro soll dieses Geschenk an super-
reiche Aktionär:innen allein im nächs-
ten Jahr kosten. Und ausgerechnet die 
größte deutsche Gewerkschaft IG Me-
tall hat bei ihrem Gewerkschaftstag im 
Oktober Wirtschaftsminister Habeck 
für diese Maßnahme applaudiert. Um 
das zu verkaufen, werden natürlich 
Kleinbetriebe wie die notleidende örtli-
che Bäckerei vorgeschickt und außer-

dem mit dem Erhalt von Arbeitsplätzen 
argumentiert. Aber mal ehrlich – wie 
viele Arbeitsplätze wurden in den letz-
ten Jahren durch wiederholte Milliar-
dengeschenke an die Konzerne erhalten 
oder geschaffen?! Wenn die Arbeitenden 
die Energiekonzerne und die übrige 
Wirtschaft selbst übernähmen, das wür-
de preisliche Entlastung schaffen und 
Entlassungen wirksam verhindern! 

Es gibt viele Gründe zu streiken – doch 
all die Auseinandersetzungen werden 
von den Gewerkschaftsapparaten ver-
einzelt geführt. Wir müssen alles daran-
setzen, diese Isolierung aufzubrechen. 
Das kann klein anfangen, indem Be-
schäftigte aus allen Branchen sich soli-
darisch zeigen mit den jeweils aktuell 
Streikenden und indem Streikende sich 
gegenseitig besuchen, Kontakte knüp-
fen und so ihren Kampf zu etwas Ge-
meinsamem machen! 

Richard Lux, Berlin 

Arbeitskämpfe in Deutschland: Vereinzelung überwinden! 

S ie sind in den Medien weniger präsent als der „Megastreik“ bei Bus und Bahn im Frühjahr, der nur 
einen Tag dauerte, aber es gibt aktuell eine ganze Reihe von Bereichen, in denen um bessere Löhne 
und/oder Arbeitsbedingungen gekämpft und gestreikt wird. 

>> All diese Auseinandersetzungen gehören 
zusammen – es geht nach wie vor um die Frage, wer 

für Inflation und Wirtschaftskrise zahlt: Die abhängig 
Beschäftigten oder das Großkapital? << 
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DEUTSCHLAND 

 

„Gezerre“ oder Instrumentalisierung? 
Wenn die Politik wochenlang über das 
„Problem“ der Migration debattiert, fin-
det sie nicht zufällig bei der Presse An-
klang, die sogar eine dauerhafte 
„Flüchtlingskrise“ sieht. 

Seit September, als wieder ein paar Tau-
sende Afrikaner:innen auf der Insel 
Lampedusa ankamen, verspricht die 
Regierung Abschiebungen effizienter 
durchzuführen. Parallel wurde erneut 
eine Debatte über eine „Obergrenze für 
Flüchtlinge“ eröffnet. Die Bundespolizei 
wurde gegen Migrant:innen an die pol-
nische Grenze geschickt. Das Ergebnis 
dieser Einsätze wurde ausführlich kom-
mentiert. Diese inszenierte Kampagne 
drehte sich auch um Geld: Da die 
Migrant:innen uns (angeblich) zu teuer 
kommen, soll ihnen den Zugang zu Bar-
geld blockiert werden: Ihre Sozialleis-
tungen sollen sie künftig über eine Be-
zahlkarte bekommen. Die FDP, kleinste 
Partei in der Ampelkoalition, erklärte in 
der Öffentlichkeit, dass somit die Ge-
flüchteten kein Geld mehr in ihre Her-
kunftsländer schicken könnten. Dabei 
ging es den Liberalen darum den Ein-
druck zu vermitteln, die Migrant:innen 
seien eine Clique von Sozialschmarot-
zern. 

Für die Hetze keine Obergrenze 
Der neue Beschluss der Regierung ver-
spricht, dass die Zahl der Flüchtlinge 
„deutlich und nachhaltig gesenkt“ wer-
de. Die Abschiebungen sollen – so das 
Versprechen – beschleunigt werden. 
Dazu sollen die Asylbewerber:innen 
länger nur die Grundleistung und erst 
nach 36 Monaten das höhere Bürger-
geld bekommen. Ziel sei zu sparen. 

So abscheulich dieses Programm er-
scheinen mag, es wurde präsentiert, als 
ob es aus der Bevölkerung selbst ent-
standen sei: Laut Lokalpolitiker:innen 
drohe den Migrant:innen gegenüber ein 
„Verlust der Akzeptanz“. 

Die Regierung hat es nicht so leicht, 
hierbei als menschenfreundlich aufzu-
treten. Im Vorfeld dieser Debatte hatte 
Ex-Präsident und Moralprediger Gauck 
schon angekündigt: „Wir müssen Spiel-
räume entdecken, die uns zunächst un-
sympathisch sind, weil sie inhuman 
klingen.“ Wenn die Unmenschlichkeit 
der Regierung sich durch ihre Migrati-
onspolitik klar aufzeigen lässt, worin 
besteht diese Politik eigentlich? 

Guter / schlechter Migrant 
Die Regierung verfolgt das Ziel, nur 
Migrant:innen ihrer Wahl aufzuneh-
men. Im oben erwähnten Beschluss 
werden deutlich die Migrant:innen un-
terschieden: Einerseits die Asylbewer-
ber:innen oder diejenigen, die sich nur 
„in Europa ein besseres Leben wün-
schen“, andererseits diejenigen, die 
„regulär nach Deutschland reisen, weil 
Fachkräfte benötigt werden“. Die zwei-
ten wollen die deutschen Ausbeuter:in-
nen unbedingt! Und eigentlich läuft es 
schon ganz gut: In ihrem Bericht 
„International Migration Outlook 2023“ 
begrüßt die OECD (Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung), dass in Deutschland ein 
wachsender Prozentsatz an Migrant:in-
nen arbeitet. Diese meist überausgebeu-

teten Arbeitskräfte schaffen Mehrwert. 
Und wenn sie einen Teil ihres Lohns in 
ihr Herkunftsland schicken – was solls, 
der Mehrwert hingegen, der bleibt in 
Deutschland, das ist der springende 
Punkt! 

Rechtsruck 
Das heutige „öffentliche Gezerre“ der 
Politik zielt also weniger darauf ab, die 
Immigration zu blockieren, als einen 
fiesen Rassismus anzuregen. Kanzler 
Scholz sprach bezüglich dieses Be-
schlusses von einem „historischen Mo-
ment“. Eine Regierung die in der Zeit 
von Inflation und Krieg Fremdenhass 
für sich nutzen will, ist in der Geschich-
te nichts wirklich Neues (gerade in 
Deutschland). Wir aber dürfen uns 
nicht spalten lassen. Die Politik hört 
nicht auf, über die Kosten der Migration 
zu labern. Der DGB (Deutsche Gewerk-
schaftsbund) hat aber neulich kalku-
liert, dass allein durch die Tarifflucht 
der Unternehmen den Arbeiter:innen 
und Angestellten, aber auch dem Staat, 
130 Milliarden Euro fehlen. Es geht nun 
darum, durch Streiks diese fehlenden 
Milliarden zurückzuholen, für uns alle, 
egal ob „Geflüchtete“ oder „Deutsche“! 

Lorenz Wassier und Dimitri Otto, Berlin 

Rassismus: Die Regierung gibt den Ton an 

S eit Monaten wird in Deutschland einer Debatte über die Migration sorgfältig Nahrung gegeben. Am 7. 
November veröffentlichte letztendlich die Ampelkoalition einen Beschluss, der „Ordnung“ schaffen 
soll. Wird es jetzt „weniger öffentliches Gezerre“ geben, wie sich eine SPD-Senatorin ausdrückte? 

Bild: Sozialistische Alternative (SAV) 

>> So abscheulich dieses Programm erscheinen mag, 
wurde es präsentiert, als ob es aus der Bevölkerung 

selbst entstanden sei. << 
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Der Oktober war in Europa, aber auch in 
Berlin und Brandenburg, viel zu warm. 
Laut Daten des EU-Klimadienstes um 
1,7 Grad. Damit ist der Oktober 2023 der 
wärmste Oktober seit der Wetterauf-
zeichnung und das Jahr 2023 wird wohl 
ebenso das wärmste Jahr werden. Für 
Berlin und Brandenburg hat dies kata-
strophale Auswirkungen. Manche Ge-
biete Brandenburgs haben gar schon 
Wüstenstatus. Das heißt, dass mehr 
Wasser verdunstet, als aufgenommen 
wird. Bis 2040 könnte der Spreewald 
(eine große Auen- und Moorlandschaft) 
ausgetrocknet und die Wasserversor-
gung der Bevölkerung bedroht sein. 
Umweltschützer:innen warnen davor, 
dass man sich in Brandenburg zukünf-
tig überlegen muss, wofür das Wasser 
eingesetzt werden soll. Ob man damit 
Lebensmittel produzieren oder ob man 
damit Autos bauen will. Dies ist eine 
Anspielung auf das große Tesla-Werk in 
Brandenburg, welches so viel Wasser 
verbraucht wie eine Kleinstadt mit 
40.000 Einwohner:innen. 

Und darüber hinaus? 
Bedroht die Klimakatastrophe die 
menschliche Existenz auf diesem Pla-
neten. Allein in der EU sind 80 % der 
Lebensräume in einem schlechten und 
70 % der Böden in einem ungesunden 
Zustand. Die Folgen sind unter ande-
rem ein nie dagewesenes Artensterben 
und dass viele Böden bald nicht mehr 
landwirtschaftlich nutzbar sein werden. 
Die Erde stirbt gerade auch biologisch. 

Die Intensität, Häufigkeit und Dauer 

von Hitzewellen, Dürren und Stürmen 
wird sich zunehmend erhöhen. Hitze 
wird ein großes Problem darstellen. 
Beispielsweise gibt es im Südwesten 
Deutschlands durchschnittlich an 30 
Tagen Temperaturen von über 25° C. 
2050 werden es bis zu 80 Tage sein, an 
den heißesten Tagen werden 45° C er-
reicht werden. Städte wie Linz in Öster-
reich wären durch Hitzewellen im Som-
mer unbewohnbar. Bis 2050 könnten 
Teile der deutschen Nordseeküste bis 
nach Hamburg und Bremen unter Was-
ser stehen. Das heißt, viele Menschen, 

auch in Europa, werden nicht mehr da 
leben können, wo sie aktuell leben. Im 
Jahr 2100 werden, wenn sich nichts am 
Naturschutz und am CO2-Ausstoß än-
dert, 30 Prozent der Europäer:innen 
nicht mehr da leben, wo sie aktuell le-
ben. Besonders stark sind die Nieder-
lande (80 Prozent), Spanien und Italien 
(je 60 Prozent) betroffen. Aber auch in 
Deutschland werden 30 % der Men-
schen im Jahr 2100 nicht mehr an ih-
rem aktuellen Wohnort leben können.1 

Was tut der Kapitalismus? 
Nach dem Pariser Klimaabkommen 
2015, welches die Regierungen dazu 
verpflichtet, die Erderwärmung auf 
unter 2° C zu begrenzen, wurden inner-
halb des letzten Jahres zwei weitere 
Abkommen geschlossen, die die Folgen 
der Klimakatastrophe abmildern sollen. 
Im Dezember 2022 wurde vereinbart, 
dass bis 2030 jedes Land 30 % seiner 
Fläche unter Naturschutz stellt. Am 10. 
November 2023 einigte sich die EU auf 
ein „Gesetz zur Rettung der Natur“. Bis 
zum Jahr 2030 soll die Natur auf 20 %
der Flächen auf dem Land und im Meer 
wieder in einen guten Zustand gebracht 
werden – beides ambitionierte Ziele. 
Wenn wir Eines aus dem Pariser Klima-
abkommen aber gelernt haben, dann 
dass die Regierungen nichts bis wenig 
für die Einhaltung der Ziele tun. Wie 
auch, wenn sie weiterhin in der kapita-
listischen Logik von Wachstum und 
Profite für einige Wenige agieren. Kapi-
talismus und Klimaschutz sind unver-
einbar. 

Karl Gebhardt, Berlin 

1 www.interaktiv.morgenpost.de/
klimawandel-hitze-meeresspiegel-
wassermangel-stuerme-unbewohnbar/ 

KLIMA 

Die Abstrusität der Klimafrage im Kapitalismus 

E in ganz normaler Tag, eine ganz normale Nachrichtensendung. Zuerst spricht der Pressesprecher 
der Berliner Polizei darüber, dass sich die Letzte Generation angesichts der vielen pro-palästinen-
sischen Demonstrationen mal zurückhalten solle, denn schließlich gäbe es Wichtigeres zu tun. Im 

Beitrag danach ging es um die zunehmende Wasserknappheit in Berlin und Brandenburg und welche 
katastrophalen Folgen dies für die Region haben wird. Nur um im Anschluss einen Beitrag zu zeigen, in der 
die Industrie- und Handelskammer einen Ausbau des Flugverkehrs am BER-Flughafen wünschst. Kann die 
Abfolge von Nachrichten abstruser sein? 

>> Auch in Deutschland werden 30 % der Menschen 
im Jahr 2100 nicht mehr an ihrem aktuellen Wohnort 

leben können. << 

Stark von Trockenheit betroffenes Maisfeld in Brandenburg 
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Fast jeden dritten Tag stirbt eine Frau* 
in Deutschland wegen der Gewalt ihres 
Partners oder Ex-Partners, fast jeden 
Tag versucht ein Mann eine Frau* zu 
töten. In Österreich werden regelmäßig 
mehr Frauen* als Männer getötet. In 
Österreich wurden 2023 bereits 25 
Femizide begangen, d. h. Ermordungen 
von Frauen* aufgrund von Misogynie 
(=Frauen*feindlichkeit) und durch die 
Gewalt eines Partners, Ex-Partners, Be-
kannten oder Verwandten. In Deutsch-
land erleiden ca. 13 Frauen* jede Stunde 
Gewalt durch den Partner oder Ex-
Partner. 

Es sind keine Liebestaten, keine Bezie-
hungsdramen, es ist nicht Mord aus 
Leidenschaft. Es ist Gewalt an und Er-
mordung von Frauen*, weil sie Frauen* 
sind. Es ist keine spontane Impulshand-
lung von in ihrem Ego verletzten Män-
nern, sondern systematische und sehr 
oft über einen langen Zeitraum ausge-
übte physische, psychische und/oder 
sexualisierte Gewalt gegen Frauen*. 

Darüber hinausgehend bedeutet Gewalt 
gegen Frauen* auch institutionelle Ge-
walt, wie die häufige Täter-Opfer-Um-
kehr in Ermittlungs- und Strafverfahren 
im Zuge von Gewalttaten, victim bla-
ming in Gerichtsverfahren und medialer 
Berichterstattung sowie schlichtweg 
das nicht ernst Nehmen von Opfern 

und Betroffenen durch die Behörden 
und staatlichen Institutionen. 

Kurz gesagt: In Deutschland und Öster-
reich sind Frauen* nicht sicher, Femizi-
de sind nur die Spitze des Eisberges 
einer zutiefst sexistischen und 
frauen*feindlichen Gesellschaft. Frau-
en* verdienen in Deutschland durch-
schnittlich 18 % weniger als Männer, in 
Österreich sind es rund 19 % (=Gender-
Pay-Gap). Sie arbeiten in schlechter be-
zahlten Berufen, aufgrund von Pflege- 
und Care-Arbeit häufig nur in Teilzeit-
modellen, was wiederum niedrige Ren-

ten und Pensionen bedeutet. Jede fünfte 
Frau* ab 65 gilt in Deutschland als 
armutsgefährdet. Frauen* werden so in 
wirtschaftliche Abhängigkeit von Män-
nern gedrängt und gehalten. Die struk-
turellen Hindernisse dafür, Frauen* aus 
gewaltvollen Beziehungen zu befreien 
bzw. den Nährboden für gewaltvolle 
Beziehungen erst gar nicht entstehen 
zu lassen, zeigen sich an jeder Ecke. Die 
Antworten der Regierungen sind jedoch 
oft reine Lippenbekenntnisse. Es fehlen 
überall Gelder und Förderungen für 
Frauenhäuser, Täterarbeit, Therapie-
plätze für Opfer und Betroffene, faire 
Arbeitsbedingungen von Sozialarbei-
ter:innen, Aufklärungs- und Präven-
tionsarbeit. Die Modelle zur Bekämp-

fung von Gewalt an Frauen* liegen 
bereit, die Bereitschaft der Regierungen 
fehlt jedoch. 

So schreiend unfair dies ist, so wenig 
überraschend ist der fehlende Schutz 
von Frauen* in unserer Gesellschaft. Der 
Kapitalismus ist ein patriarchales Herr-
schaftssystem, dass seine ökonomische 
Ausbeutung durch Unterdrückung und 
Diskriminierung festigt und aufrechter-
hält. Geschlechterspezifische Gewalt 
wird nicht enden, solange es keine wirk-
liche Gleichberechtigung zwischen al-
len Geschlechtern gibt. Wir müssen am 
25. 11., wie an jedem anderen Tag, gegen 
die Gewalt an Frauen* und für bessere 
und mehr Schutzmaßnahmen kämpfen. 
Wir müssen in Streiks sowie Wider-
stand gegen Krieg und Krisen feministi-
sche und antikapitalistische Ideen und 
Perspektiven einbringen. Jeder Lohn-
verlust wird weitere gewaltvolle Abhän-
gigkeiten von Frauen* bedeuten, jeder 
Krieg und jede Krise die mehrfache 
Unterdrückung insbesondere von Frau-
en* verschärfen. 

Wenn wieder eine Frau* verletzt oder 
ermordet wird, hat nicht nur der Täter 
Blut an den Händen, sondern alle Regie-
rungen, die das kapitalistische System 
schützen und stützen. 

Nike Milos, Berlin 

 

* Menschen, die sich als Frauen identifizie-
ren bzw. in der Gesellschaft so wahrgenom-
men werden (deren Körper so gelesen wer-
den) 

Ni Una Menos – Nicht eine weniger! 
Stoppt die Gewalt an Frauen*! 

>> Kurz gesagt: In Deutschland und Österreich sind 
Frauen* nicht sicher, Femizide sind nur die Spitze des 

Eisberges einer zutiefst sexistischen und 
frauen*feindlichen Gesellschaft. << 
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A m 25. 11. ist der jährliche Internationale Tag gegen Gewalt an Frauen*. Wie jedes Jahr geht es 
besonders an diesem Tag darum, die tagtäglich zigfach ausgeübte Gewalt gegen Frauen* sichtbar zu 
machen und dagegen anzukämpfen. Jedes Jahr bedeutet es immer und immer wieder aufzuzeigen, 

dass die kapitalistische Gesellschaft diese Gewalt hervorbringt, toleriert und einzementiert. 



D ie bewusste Verwen-
dung von Ressourcen 
und die Nutzung des 
gesamten menschli-

chen Wissens können allen Men-
schen auf unserer Erde ein gutes 
Leben sichern und gleichzeitig die 
Welt vor dem Klimakollaps retten. 
Stattdessen steuert die Welt von 
einer Krise in die nächste. Ursache 
für all dies ist der Kapitalismus, der 
ausschließlich im Interesse einiger 
Weniger funktioniert. 

Wir, die Revolutionär Sozialistische 
Organisation (RSO), organisieren 
uns gegen den Kapitalismus und 
für eine sozialistische Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung. Der So-
zialismus, für den wir kämpfen, ist 
eine freie, demokratische, auf ge-
wählten Räten aufbauende Gesell-
schaft. Eine Gesellschaft, die im 
Interesse aller funktioniert. Die 
Arbeiter:innenklasse hat das Po-
tenzial, diese Gesellschaft zu ver-
wirklichen. Deshalb geben wir seit 
vielen Jahren Flugblätter in unter-
schiedlichen Betrieben heraus, mit 

denen wir Missstände anprangern, 
Kolleg:innen ein Sprachrohr bieten 
und versuchen Basisaktivitäten zu 
vernetzen. Wir nehmen an De-
monstrationen, Aktionen und Ar-
beitskämpfen teil, diskutieren soli-
darisch über Politik und tauschen 
uns mit unterschiedlichen Akti-
vist:innen aus. In sozialen und öko-
logischen Konflikten treten wir für 
die Selbstorganisation und die Aus-
dehnung der Kämpfe auf breitere 
Teile der Lohnabhängigen ein. Für 
uns ist der Kampf gegen Ausbeu-
tung, gegen Sexismus und Rassis-
mus, gegen Rechtsextremismus 
und gegen Umweltzerstörung im-
mer verbunden mit einem Kampf 
gegen den Kapitalismus. Denn der 
verhindert ein solidarisches Zu-
sammenleben. 

Wir sind in verschiedenen Städten 
und Ländern aktiv und vernetzt, 
zurzeit in Deutschland, Österreich, 
Frankreich und den USA. Dabei 
setzen wir uns ein für den Aufbau 
einer revolutionär kommunisti-
schen Internationale in der Welt 

und für den Aufbau unabhängiger 
Parteien der Arbeiter:innenklasse, 
abseits von reformistischen und 
bürokratischen Partei- und 
Gewerkschaftsapparaten. Wenn Du 
an diesem Projekt interessiert bist, 
dann tritt mit uns in Kontakt, wer-
de mit uns aktiv und unterstütze 
uns im Aufbau einer revolutionä-
ren und sozialistischen Organi-
sation! 

Eine ausführlichere Version findet 
ihr unter: 

www.sozialismus.click/was-wir-
wollen/

Ihr erreicht uns in  
Deutschland unter: 

info@sozialismus.click  
www.sozialismus.click 

+49 1777 800571   
Und in Österreich: 

rso@sozialismus.net 

WER WIR SIND UND WAS WIR WOLLEN  

VERANSTALTUNGEN  
 

Hier findet ihr uns 
online  

Deutschland 
www.sozialismus.click 

          rsodeutschland 
 

Österreich 
www.sozialismus.net 
        rso_organisation 

     rsoorganisation 
 
 

Revolutionär Sozialistische 
Organisation 

Berlin 
18:15 Uhr | i-Café, TU-Gebäude Fraunhofer Str. 33-36, 3. Stock Raum 
FH305, U Ernst-Reuter-Platz 
Mi, 22.11. Frauen auf der Flucht 
 

Düsseldorf 
18:00 Uhr | Café Solaris, Kopernikusstraße 53  
Do, 16.11. Plakate malen für Palästina-Demo 
Do, 23.11. Femizide – Patriarchale Gewalt stoppen! 
 

Wien 
19:00 Uhr | Amerlinghaus , Stiftgasse 8, Saal 
Do, 23.11. Feminismus & Kämpfe im Care-Bereich 


